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Einleitung 

Kaum ein Bereich des Menschenrechtsschutzes hängt so stark von regiona-
len, kulturellen, religiösen und historischen Gegebenheiten ab wie der Schutz 
von Ehe und Familie. Die Vielfalt der anzutreffenden  Lebenssachverhalte 
bestimmt den Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit. 

Während sich in den Industrienationen die Kleinfamilie, bestehend aus 
Eltern und ihren Kindern, zum typischen Familienmodell herausgebildet hat, 
leben in anderen Teilen der Welt mehrere Generationen im familiären Ver-
bund zusammen. In Afrika und Asien beispielsweise spielt vor allem in länd-
lichen Gegenden nach wie vor die Großfamilie eine wichtige Rolle. Sie bedeu-
tet zugleich Arbeitsplatz, Ausbildungs- und Erziehungsstätte sowie wirtschaft-
liche und soziale Absicherung ihrer Mitglieder. Ein wichtiger Unterschied bei 
den verschiedenen Familienmodellen folgt aus den zulässigen Eheformen, ins-
besondere der Verbreitung der Mehrehe. Hier gibt es verschiedene Abstufun-
gen bei der Zahl der möglichen Ehepartner, Wahlmöglichkeiten zwischen den 
Eheformen der Poly- oder Monogamie und die unterschiedlichsten Traditio-
nen und Gebräuche, die religiös beeinflußt oder gewohnheitsrechtlich veran-
kert sind. Wie sich die oft sehr stark ausgeprägte hierarchische Struktur poly-
gamer Verbindungen auf die Stellung namentlich der Frauen auswirkt und 
inwieweit diese Eheform mit dem menschenrechtlichen Gebot der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter zu vereinbaren ist, wird einer der zentralen 
Punkte der Untersuchung sein. 

Die Anerkennung nichtehelicher Lebensgemeinschaften als Familie ist ein 
weiterer Problemkreis, in dessen Behandlung sich die Staaten deutlich unter-
scheiden. Während etwa die europäischen Staaten einer Gleichstellung der 
freien mit der ehelichen Lebensgemeinschaft ablehnend gegenüberstehen, set-
zen manche lateinamerikanischen Länder beide Lebensformen gleich oder 
nähern die Rechtsfolgen einander an. Ein Vergleich der Vor- und Nachteile 
einer solchen Annäherung nichtehelicher Lebensgemeinschaften an formell 
geschlossene Ehen bietet sich hier an. 

Unterschiede in der Größe der Familien ergeben sich nicht zuletzt aus der 
Zahl der Kinder: Während in Europa die Ein-Kind-Familie im Vordringen 
begriffen  ist und stetig sinkende Bevölkerungszahlen Anlaß zu öffentlicher 
Besorgnis geben, bemühen sich Staaten in anderen Teilen der Welt, deren 
Bevölkerung explosionsartig ansteigt, um eine Regelung des Geburtenzu-
wachses. Schon auf den ersten Blick wird deutlich, daß hier nicht nur staat-
liche Interessen mit denen der Bürger kollidieren können, sondern daß auch 
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die staatlichen Interessen selbst unterschiedlich definiert  und von den tatsäch-
lichen Lebensverhältnissen in dem Land oder der Region abhängig sind. Ob 
und welche Wege der menschenrechtliche Schutz von Ehe und Familie bei der 
Lösung solcher und anderer denkbarer Konfliktsituationen vorgibt, wie flexi-
bel die in den regionalen und universellen Kodifikationen niedergelegten 
Bestimmungen auf die unterschiedlichen Lebenssachverhalte eingehen, wel-
che Pflichten den Staaten auferlegt werden, wird Gegenstand dieser Untersu-
chung sein. 

Die völkerrechtlichen Normen, die sich mit Ehe- und Familienschutz befas-
sen, sind eng verknüpft  mit Bestimmungen, die dem Schutz der Privatsphäre 
oder der Wohnung dienen, und solchen, die Rechte des Kindes, etwa auf 
Erziehung und Schulbildung, oder der Mutter auf besondere staatliche Unter-
stützung zum Inhalt haben. Solche Bestimmungen zählen jedoch nicht mehr 
zu den Ehe- und Familienschutzbestimmungen im engeren Sinn, da sie zwar 
zum Teil notwendige Voraussetzungen für die Verwirklichung eines Familien-
lebens schaffen,  indem der private Freiraum dem staatlichen Zugriff  entzogen 
wird, ihr eigentliches Schutzobjekt aber ein anderes ist: Mutterschutzbestim-
mungen und Rechte des Kindes sprechen diese Personen als selbständige 
Schutzobjekte an, ohne eine Familienzugehörigkeit vorauszusetzen. Konse-
quenterweise schützen diese Bestimmungen dann auch nicht primär den fami-
liären Zusammenhalt, sondern begünstigen ihn allenfalls als Reflex, sofern die 
geschützte Person auch Familienmitglied ist. Es sind sogar Fälle denkbar, in 
denen Familienschutzbestimmungen mit solchen Rechten kollidieren können, 
beispielsweise wenn sich ein Kind auf sein Recht auf Privatsphäre beruft. 

Eine Ausnahme gilt für das Recht auf Erziehung, und zwar soweit es sich 
um das Recht der Eltern auf Erziehung ihrer Kinder handelt. Denn dieses 
Recht schützt die autonome Entscheidung der Eltern und damit die Freiheit 
der Familie, die Kinder entsprechend ihrer eigenen Überzeugung zu erziehen. 
Die andere Ausprägung des Erziehungsrechtes - Anspruch auf die erforderli-
chen staatlichen Einrichtungen und Förderungen - betrifft  das Kind selbst als 
Träger des Rechtes, wobei es ggf. von seinen Eltern vertreten werden kann. 

Diejenigen Bestimmungen, die nicht Ehe oder Familie als unmittelbares 
Schutzobjekt haben, sollen im Rahmen dieser Arbeit nur angesprochen wer-
den, soweit dies für die Behandlung des Untersuchungsgegenstandes unerläß-
lich ist. Nach der Ermittlung der für den Schutz von Ehe und Familie einschlä-
gigen Rechtsquellen sollen zunächst Umfang und Inhalt des Ehe- und sodann 
des Familienschutzes aufgezeigt werden. Unterschieden in der Art des Schut-
zes - Abwehr- oder Leistungsrecht? - und dem Geltungsanspruch der Vor-
schrift  - universell oder regional? - wird dabei ebenso nachzugehen sein wie 
Fragen nach dem Umfang des geschützten Personenkreises, dem Inhalt der 
staatlichen Verpflichtung oder den Grenzen des Menschenrechtsschutzes. 



E r s t e r T e i l 

Völkerrechtliche Rechtsquellen 
des Ehe- und Familienschutzes 

Einleitend soll untersucht werden, in welchen völkerrechtlichen Quellen 
Ehe- und Familienschutzbestimmungen enthalten sind. Ausgehend von Art. 
38 I IGH-Statut kommen in Betracht: 

a) völkervertragliche Normen, 

b) gewohnheitsrechtliche Normen und 

c) allgemeine Rechtsgrundsätze. 

Da Rechtssätze, die aus den beiden letztgenannten Quellen erwachsen, 
zumeist für alle Staaten gleichermaßen verbindlich sind, der Adressatenkreis 
solcher Regelungen also umfassend wäre, sollen zunächst diese Rechtsquellen 
auf ihren Gehalt an Ehe- und Familienschutzbestimmungen untersucht wer-
den. Danach wird auf die verschiedenen menschenrechtlichen Kodifikationen 
auf universeller und regionaler Ebene einzugehen sein. 

Erstes  Kapitel 

Grundlagen des Ehe- und Familienschutzes 

I . Die allgemeine Erklärung der Menschenrechte 

Art. 55, 56 der VN-Charta verpflichten die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen zur allgemeinen Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten.  In Zusammenarbeit mit der Weltorganisation sollen 
diese Ziele erreicht und gefördert  werden. 

Ein erster Schritt zur Förderung der Menschenrechte war die Ausarbeitung 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) vom 10. 12. 1948. 
Dieser Deklaration der Generalversammlung stimmte die große Mehrheit der 
damals 56 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zu; lediglich 8 Staaten ent-
hielten sich der Stimme1. 

1 Universal Declaration of Human Rights, UN GA Res. 217 (I I I ) v. 10. 12. 1948. 
Abstimmung: 48 + , keine Gegenstimme, 8 Enthaltungen: Bjelorußland, Jugoslawien, 
Polen, Saudiarabien, Südafrika, Tschechoslowakei, UdSSR, Ukraine. 




